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Saarbrücken, den 09.06.2026 

 

Stellungnahme der Arbeitskammer 
des Saarlandes 
betr.: Entwurf einer Mantelverordnung – Verordnung zur 

Änderung von Verordnungen im Bereich der beruflichen Schulen  

Externe Anhörung 

 

Sehr geehrter Herr Saar, 

die Arbeitskammer des Saarlandes bedankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zur geplanten Verordnung zur Änderung von Verordnungen im 

Bereich der beruflichen Schulen. 

Die Arbeitskammer erkennt den bestehenden Reformbedarf in den betroffenen 

Bildungsgängen ausdrücklich an. Angesichts des Fachkräftemangels in sozialen, 

pflegerischen und technischen Berufen, der steigenden Anforderungen an 

pädagogische Fachkräfte sowie der Notwendigkeit moderner und durchlässiger 

Ausbildungsstrukturen sind Weiterentwicklungen im beruflichen Schulwesen 

grundsätzlich notwendig und sinnvoll. 

Die vorliegende Mantelverordnung enthält nachvollziehbare Ansätze zur 

Modernisierung, Vereinheitlichung und Weiterentwicklung bestehender Strukturen, 

insbesondere im Hinblick auf Praxisnähe, Durchlässigkeit und den Abbau von 

Doppelstrukturen. 
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Gleichzeitig bestehen erhebliche Risiken hinsichtlich der Ausbildungsqualität, der 

Arbeitsbelastung in Ausbildung und Praxis sowie der langfristigen Sicherung guter 

frühkindlicher Bildung. Reformen dürfen nicht primär als organisatorische Entlastung 

oder kurzfristige Fachkräftestrategie verstanden werden, sondern müssen sich an 

qualitativen Standards, guten Arbeitsbedingungen und Bildungsqualität orientieren. 

 

I. Neufassung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung der Fachschulen für 

Sozialpädagogik 

1. Hochschulzugang und Durchlässigkeit des Bildungssystems 

Die Arbeitskammer begrüßt grundsätzlich die Einführung eines Gesamtnotenschnitts 

für den Fachschulabschluss. Die bisherige Situation, wonach Absolventinnen und 

Absolventen bei Hochschulzugangsverfahren teilweise faktisch pauschal mit einer 

Durchschnittsnote von 4,0 berücksichtigt werden, stellt eine sachlich nicht 

gerechtfertigte Benachteiligung dar. Die Maßnahme trägt zur verbesserten 

Vergleichbarkeit beruflicher und akademischer Abschlüsse sowie zur Stärkung der 

Durchlässigkeit des Bildungssystems bei. 

Positiv zu bewerten ist zudem die vorgesehene Entkopplung von 

Fachschulabschluss und Fachhochschulreife, wonach der Erwerb der 

Fachhochschulreife künftig über eine zusätzliche Mathematikprüfung erfolgt. Dadurch 

werden Auszubildende entlastet, die keinen Hochschulzugang anstreben. 

Gleichzeitig erhöht sich jedoch der Prüfungsaufwand für diejenigen, die die 

Fachhochschulreife erwerben möchten. Dies kann insbesondere für 

Bildungsaufsteigerinnen und Bildungsaufsteiger zusätzliche Zugangshürden 

schaffen. Die Arbeitskammer hält es daher für erforderlich, die Auswirkungen dieser 

Regelung auf den Hochschulzugang wissenschaftlich zu begleiten. 
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2. Fachkräftesicherung durch attraktive Ausbildungs- und 

Arbeitsbedingungen 

Die Arbeitskammer erkennt die erheblichen Herausforderungen des 

Fachkräftemangels in der frühkindlichen Bildung, der Ganztagsbetreuung sowie in 

sozialen Berufen an. Maßnahmen zur Weiterentwicklung von Ausbildungswegen 

werden grundsätzlich unterstützt. Gleichzeitig besteht das Risiko, dass die 

vorgesehenen Regelungen strukturelle Probleme primär über organisatorische 

Anpassungen des Ausbildungssystems adressieren. Dies betrifft insbesondere die 

Reduzierung zulassungsrelevanter Praxisanteile (§ 11 Abs. 1 APO-FSP) und die 

Ausweitung praxisintegrierter Ausbildungsformen (§§ 26 ff. APO-FSP). 

Eine Verringerung der für den Zugang zur Erzieherausbildung erforderlichen 

Praxisanteile sowie die Möglichkeit, Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger bis zu 600 

Stunden aus ihrer vorherigen Ausbildung anzurechnen, können die Attraktivität einer 

Weiterqualifizierung zur Erzieherin bzw. zum Erzieher erhöhen und den Übergang 

zwischen den Bildungsgängen erleichtern. Für die Einrichtungen ist damit jedoch 

auch ein erhöhter Organisations- und Anleitungsaufwand verbunden. Eine kürzere 

Praxisphase bedeutet, dass die pädagogische Begleitung, Reflexion und 

Leistungsbewertung der Auszubildenden in einem kürzeren Zeitraum erfolgen 

müssen. Gleichzeitig stehen weniger Gelegenheiten zur Verfügung, praktische 

Erfahrungen schrittweise zu vertiefen und professionelle Handlungskompetenz zu 

entwickeln. Die Ursachen des Fachkräftemangels liegen hingegen maßgeblich in 

strukturellen Rahmenbedingungen des Arbeitsfeldes, insbesondere in hoher 

Arbeitsbelastung, unzureichender Personalausstattung, steigenden fachlichen 

Anforderungen sowie eingeschränkten Möglichkeiten der langfristigen 

Fachkräftebindung. 

Eine nachhaltige Fachkräftesicherung ist daher nicht durch eine Verdichtung oder 

Flexibilisierung der Ausbildung allein erreichbar. Erforderlich sind vielmehr stabile 

Arbeitsbedingungen, verlässliche Ausbildungsstrukturen und eine dauerhaft 

ausreichende personelle Ausstattung der Einrichtungen. 
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3. Kompetenzorientierung und Qualität der Ausbildung in der 

frühkindlichen Bildung 

Die vorgesehene stärkere Kompetenzorientierung der Ausbildung sowie die 

curriculare Verankerung zentraler Themen wie Sprachförderung, Kinderschutz und 

professioneller Umgang mit herausforderndem Verhalten werden grundsätzlich 

begrüßt (§§ 6 ff. APO-FSP). 

Kritisch bewertet wird die im Verordnungsentwurf vertretene Einschätzung, die 

bisherige Lernfeldstruktur habe keine hinreichend kompetenzorientierte Ausbildung 

gewährleistet. Die Umsetzung kompetenzorientierter Lehrpläne ist an den 

Fachschulen seit Jahren etabliert und erfolgt im Rahmen strukturierter Abstimmungs- 

und Entwicklungsprozesse. 

Die geplante Einführung beruflicher Kompetenzfächer (§§ 6–9 APO-FSP) führt zu 

zusätzlichen Anforderungen in den Bereichen Unterrichtsplanung, Abstimmung, 

Dokumentation und Prüfungsorganisation. Vor dem Hintergrund bestehender 

Arbeitsverdichtung bleibt offen, wie die hierfür erforderlichen personellen und 

zeitlichen Ressourcen bereitgestellt werden sollen. 

Zudem ist sicherzustellen, dass die Weiterentwicklung der curricularen Struktur nicht 

zu einer faktischen Reduktion praxisbezogener Ausbildungsanteile führt. Diese sind 

für den Erwerb professioneller Handlungskompetenz unverzichtbar. 

Die Qualität frühkindlicher Bildung ist unmittelbar an die Qualität der Ausbildung 

pädagogischer Fachkräfte gekoppelt. Entsprechend bedarf es einer strukturell 

abgesicherten Ausstattung der Fachschulen sowie einer kontinuierlichen Begleitung 

der Reformwirkungen auf Ausbildungsorganisation und Unterrichtsrealität. 

 

4. Zusätzliche Belastungen für Einrichtungen durch die 

Verlagerung von Ausbildungsaufgaben 

Die dauerhafte Verankerung praxisintegrierter und berufsbegleitender 

Ausbildungsformen wird grundsätzlich unterstützt. Kritisch zu bewerten ist jedoch die 

Umsetzung unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen in den Einrichtungen. 
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Mit der stärkeren Gewichtung der berufspraktischen Ausbildung sowie der 

Praxisbewertung (§§ 10 und 11 APO-FSP) steigen die Anforderungen an 

Praxisanleitung, fachliche Begleitung und Leistungsbewertung erheblich. Dies setzt 

ausreichende zeitliche und personelle Ressourcen voraus. 

Unter den bestehenden Bedingungen – insbesondere Fachkräftemangel, hohe 

Krankenstände, steigende Dokumentationspflichten sowie wachsende 

Anforderungen in den Bereichen Inklusion, Sprachförderung und Kinderschutz – ist 

eine verlässliche Absicherung dieser Anforderungen vielfach nicht gewährleistet. 

Insbesondere bestehen Defizite bei: 

• verbindlichen Freistellungen für Praxisanleitung und Reflexion, 

• ausreichenden zeitlichen Ressourcen für Ausbildungsbegleitung, 

• sowie der klaren Abgrenzung zwischen Ausbildungsaufgaben und regulärem 

Betrieb. 

Zudem besteht das Risiko, dass Auszubildende faktisch zur Stabilisierung des 

Regelbetriebs beitragen und der Ausbildungscharakter hierdurch beeinträchtigt wird. 

Auch die Reduzierung der berufspraktischen Ausbildungsstunden auf 1.200 Stunden 

(§ 11 Abs. 1 APO-FSP) wird kritisch bewertet. Die Orientierung an Mindeststandards 

darf nicht dazu führen, dass praktische Lern- und Reflexionsprozesse eingeschränkt 

werden. Gerade in sozialpädagogischen Berufen sind ausreichend Zeit für 

Praxiserfahrung, fachliche Begleitung und professionelle Reflexion wesentliche 

Voraussetzungen für den Erwerb beruflicher Handlungskompetenz.  

Die Arbeitskammer fordert daher verbindliche Qualitätsstandards für die 

Praxisanleitung sowie eine nachhaltige personelle Stärkung der Einrichtungen. 

 

5. Anerkennungsverfahren entbürokratisieren 

Die Einführung von § 80 zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen greift 

die im Beiblatt des Verordnungsentwurfs formulierten Ziele einer besseren 

Durchlässigkeit und Fachkräftegewinnung auf. 

Die geplanten Regelungen sind grundsätzlich zu begrüßen, da sie Verfahren zur 

Gleichwertigkeitsprüfung sowie notwendige Anpassungsqualifikationen strukturieren 

und damit zur Gewinnung zusätzlicher Fachkräfte beitragen können. Eine klare 
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gesetzliche Verankerung verbessert dabei grundsätzlich die Rahmenbedingungen für 

die berufliche Integration. 

Gleichzeitig besteht die Gefahr, dass Einzelfallentscheidungen mit erheblichem 

bürokratischem Aufwand verbunden sind und dadurch Verzögerungen sowie 

Intransparenz in den Anerkennungsverfahren entstehen. Aus Sicht der 

Arbeitskammer sind daher transparente Verfahren, nachvollziehbare 

Bewertungskriterien sowie eine verlässliche Informationskultur für die 

Antragstellenden von besonderer Bedeutung. Zudem bleibt offen, wie aus dem 

Ausland angeworbene Fachkräfte beim Spracherwerb sowie bei ihrer sozialen 

Integration konkret unterstützt werden sollen.  

 

II. Änderungen bei den Berufsschulen 

(Kinderpflege, Haushaltsführung und ambulante 

Betreuung, Heilerziehungspflege sowie 

Ganztagsbetreuung)  

Artikel 3: Änderung der Verordnung – Schul- und 
Prüfungsordnung – über die Ausbildung und Prüfung an 
Berufsfachschulen für Kinderpflege 

1. Praxisstunden anpassen, ohne die Ausbildungsqualität zu 

gefährden 

Die Absenkung der zulassungsrelevanten Praxisstunden von 1.350 auf 1.200 

Stunden in § 3 Abs. 4 Satz 5 erscheint sinnvoll, sollte jedoch mit Augenmaß erfolgen. 

Sie orientiert sich an den bundesweiten KMK-Vorgaben und verbessert so die 

Vergleichbarkeit mit anderen Bundesländern. Zudem verhindert die Anpassung 

unnötige Verzögerungen der berufspraktischen Ausbildung, da die bisherige 

Regelung trotz erfüllter KMK-Standards häufig zur Nichtzulassung zur Staatlichen 
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Abschlussprüfung führte. Die Reduktion auf 1.200 Stunden schafft daher mehr 

Planungssicherheit. 

Kritisch ist jedoch anzumerken, dass eine Reduktion der zulassungsrelevanten 

Mindeststunden nicht mit einer Absenkung der Ausbildungsanforderungen 

einhergehen darf. Bei den 1.200 Stunden handelt es sich um einen Mindeststandard, 

der die Zulassung zur Abschlussprüfung erlaubt. Darüber hinausgehende 

Praxisanteile sind jedoch sinnvoll und ausdrücklich wünschenswert. Denn gerade im 

pädagogischen Bereich trägt die praktische Erfahrung wesentlich zur Entwicklung 

beruflicher Handlungskompetenz bei. Zusätzliche Praxiserfahrungen bieten 

angehenden Fachkräften die Möglichkeit, ihre pädagogische Arbeit intensiver zu 

reflektieren, unterschiedliche Handlungssituationen kennenzulernen und einen 

professionellen Habitus zu entwickeln. 

 

2. Durchlässigkeit stärken und Fachkräfte im System halten  

Die Änderungen in § 53 zielen auf eine bessere Anschlussfähigkeit zwischen den 

Bildungsgängen im Bereich der frühkindlichen Bildung ab. 

Zu begrüßen ist, dass Personen nach erfolgreichem Abschluss der Staatlichen 

Abschlussprüfung Teil 1 und dem Ausscheiden (etwa wegen Nicht-Bestehens der 

Abschlussprüfung Teil 2) aus der Akademie die Möglichkeit erhalten, die 

Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Staatlich anerkannte 

Kinderpflegerin bzw. staatlich anerkannter Kinderpfleger“ zu beantragen. Dies erhöht 

die Anschlussfähigkeit zwischen den Bildungsgängen und ermöglicht einen 

niedrigschwelligen Wechsel von der Erzieherausbildung in die Kinderpflege. So 

können Auszubildende im Berufsfeld gehalten werden, anstatt das Arbeitsfeld 

vollständig zu verlassen – ein wichtiger Aspekt angesichts des bestehenden 

Fachkräftebedarfs.  
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Artikel 5: Änderung der Verordnung – Schule- und 
Prüfungsordnung – über die Ausbildung und Prüfung an 
Berufsfachschulen für Haushaltführung und ambulante 
Betreuung  
Die Arbeitskammer des Saarlandes begrüßt grundsätzlich die Bestrebungen des 

Verordnungsgebers, die Ausbildung an den Berufsfachschulen für Haushaltsführung 

und ambulante Betreuung weiterzuentwickeln und an aktuelle Anforderungen 

anzupassen. Insbesondere die stärkere rechtliche Verankerung von Verfahren zur 

Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen trägt den Herausforderungen eines 

sich wandelnden Arbeitsmarktes Rechnung. Gleichzeitig sehen wir einzelne 

Regelungen kritisch und weisen auf mögliche Auswirkungen auf die 

Ausbildungsqualität, die berufliche Handlungskompetenz der Absolventinnen und 

Absolventen sowie die Versorgungsqualität hin. 

 

1. Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen (§ 55a) 

Die Einführung einer ausdrücklichen Regelung zur Anerkennung ausländischer 

Berufsqualifikationen wird grundsätzlich begrüßt. Positiv hervorzuheben ist, dass 

hierdurch ein transparenter Rechtsrahmen geschaffen wird und die Möglichkeit 

besteht, dem bestehenden Fachkräftebedarf durch die Integration qualifizierter 

Personen mit ausländischen Berufsabschlüssen zu begegnen. 

 

Aus Sicht der Arbeitskammer sollte jedoch sichergestellt werden, dass 

Anpassungslehrgänge und Eignungsprüfungen landesweit nach einheitlichen 

Qualitätsstandards erfolgen. Die im Entwurf vorgesehene Formulierung, wonach die 

Schulaufsichtsbehörde Anpassungslehrgänge oder Eignungsprüfungen „nach Lage 

des Einzelfalls“ regeln kann, erscheint vergleichsweise offen. Aus Gründen der 

Rechtssicherheit und Vergleichbarkeit sollte geprüft werden, ob 

Mindestanforderungen verbindlich festgelegt werden können. 
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2. Reduzierung der berufspraktischen Ausbildung von 1.350 auf 

1.200 Stunden 

Besonders kritisch bewertet die Arbeitskammer die vorgesehene Verringerung der 

berufspraktischen Ausbildungszeit von bislang 1.350 auf künftig 1.200 Stunden. 

Zwar entspricht der reduzierte Umfang den zulassungsrelevanten Mindestvorgaben 

der Kultusministerkonferenz. Aus Sicht der Arbeitskammer ist jedoch hervorzuheben, 

dass Mindeststandards nicht mit Qualitätsstandards gleichgesetzt werden dürfen. Die 

Vorgaben der Kultusministerkonferenz definieren die Voraussetzungen für die 

Anerkennungsfähigkeit eines Bildungsgangs, stellen jedoch keine Obergrenze für die 

fachliche Ausgestaltung einer Ausbildung dar. 

 

Das Saarland hat bislang bewusst einen höheren Umfang berufspraktischer 

Ausbildung vorgesehen und damit ein Mehr an Praxiserfahrung, Handlungssicherheit 

und Kompetenzentwicklung ermöglicht. Die Arbeitskammer sieht hierin einen 

Qualitätsvorteil, der sich insbesondere angesichts zunehmend komplexer 

Unterstützungs- und Versorgungssituationen bewährt hat. 

 

Vor diesem Hintergrund erschließt sich nicht, weshalb von diesem Qualitätsniveau 

künftig abgewichen werden soll. Der Verordnungsentwurf enthält keine fachliche 

Begründung dafür, weshalb die bisherigen Ausbildungsziele künftig mit einem um 

rund elf Prozent reduzierten Praxisanteil in gleicher Qualität erreicht werden können. 

Wir vertreten die Auffassung, dass das Erreichen bundesweiter Mindeststandards 

kein hinreichendes Argument für die Absenkung bereits etablierter und bewährter 

Qualitätsstandards darstellt.  

 

Vielmehr sollte geprüft werden, ob das Saarland seinen bisherigen qualitativen 

Anspruch beibehält und damit weiterhin über die Mindestanforderungen 

hinausgehende praktische Kompetenzen vermittelt. Gerade im Bereich der 

Haushaltsführung und ambulanten Betreuung werden professionelle 

Handlungskompetenzen, Kommunikationsfähigkeit, Beobachtungsvermögen sowie 

die sichere Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen maßgeblich in der Praxis 

entwickelt.  
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Eine Reduzierung der praktischen Ausbildungsanteile birgt daher das Risiko einer 

Schwächung der beruflichen Handlungssicherheit der Absolventinnen und 

Absolventen. Die Orientierung an den Mindestvorgaben der Kultusministerkonferenz 

darf nicht dazu führen, bewährte landesspezifische Qualitätsstandards abzusenken. 

Das Saarland sollte vielmehr den Anspruch verfolgen, dort, wo es fachlich geboten 

ist, über Mindeststandards hinauszugehen und damit die Qualität beruflicher Bildung 

nachhaltig zu stärken. 

 

3. Auswirkungen auf die berufliche Fachlichkeit 

Die Berufsfachschule für Haushaltsführung und ambulante Betreuung qualifiziert für 

ein eigenständiges Berufsprofil mit Schwerpunkten in hauswirtschaftlicher 

Versorgung, Alltagsbegleitung und unterstützender Betreuung. 

 

Die Arbeitskammer weist darauf hin, dass eine zunehmende Verkürzung praktischer 

Ausbildungsanteile die Gefahr birgt, dass berufliche Handlungskompetenzen weniger 

umfassend entwickelt werden können. Dies betrifft insbesondere: 

 

• die Beobachtung und Einschätzung von Unterstützungsbedarfen, 

• die situationsgerechte Kommunikation mit betreuten Personen, 

• den professionellen Umgang mit Menschen mit Pflege-, Unterstützungs- oder 

Betreuungsbedarf, 

• die Zusammenarbeit mit Pflegefachpersonen sowie weiteren Berufsgruppen. 

 

Wir halten eine klare Profilierung des Berufsbildes für erforderlich. Eine Stärkung der 

interprofessionellen Zusammenarbeit darf nicht zu einer Verwischung von 

Zuständigkeiten führen. 

 

4. Interprofessionelle Zusammenarbeit und 

Kompetenzabgrenzung 

Die Arbeitskammer begrüßt ausdrücklich, dass die Ausbildung weiterhin auf 

Tätigkeiten der Haushaltsführung und ambulanten Betreuung ausgerichtet bleibt. 
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Aus Sicht der beruflichen Fachlichkeit ist sicherzustellen, dass die Ausbildung nicht 

mittelbar Aufgabenbereiche vorbereitet, die originär Pflegefachpersonen vorbehalten 

sind oder pflegefachliche Kompetenzen voraussetzen. 

 

Interprofessionelle Zusammenarbeit ist ein wesentlicher Bestandteil moderner 

Versorgungssysteme. Sie setzt jedoch voraus, dass die jeweiligen Berufsrollen klar 

definiert und voneinander abgegrenzt bleiben. Gute Zusammenarbeit entsteht nicht 

durch Kompetenzüberschneidungen, sondern durch gegenseitige Anerkennung 

unterschiedlicher beruflicher Qualifikationen. Wir empfehlen daher, bei zukünftigen 

Anpassungen der Lehrpläne und Ausbildungsinhalte die Abgrenzung zwischen 

hauswirtschaftlicher Unterstützung, sozialer Betreuung und pflegefachlichen 

Tätigkeiten ausdrücklich zu berücksichtigen. 

 

5. Übergangsregelungen 

Die vorgesehenen Übergangsregelungen werden grundsätzlich positiv bewertet, da 

sie den bereits in Ausbildung befindlichen Schülerinnen und Schülern 

Wahlmöglichkeiten eröffnen und Vertrauensschutz gewährleisten. Positiv ist 

insbesondere hervorzuheben, dass laufende Ausbildungsverhältnisse nicht 

automatisch in das neue System überführt werden. 

 

Artikel 6 und 7: Änderung der Verordnung – 
Prüfungsordnung – über die staatliche Prüfung zur 
Heilerziehungspflegerin/ zum Heilerziehungspfleger sowie 
Änderung der Verordnung – Schul- und Prüfungsordnung – 
über die Ausbildung und Prüfung an der Berufsfachschule 
der Fachrichtung Heilerziehungspflege 
Die Arbeitskammer begrüßt grundsätzlich die Weiterentwicklung der Ausbildung in 

der Heilerziehungspflege. Die Eingliederungshilfe steht bundesweit und auch im 

Saarland vor erheblichen Herausforderungen bei der Gewinnung und Bindung 
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qualifizierter Fachkräfte. Die demografische Entwicklung, steigende 

Unterstützungsbedarfe sowie die Umsetzung der Anforderungen der UN-

Behindertenrechtskonvention und des Bundesteilhabegesetzes erhöhen den Bedarf 

an gut ausgebildeten Fachkräften kontinuierlich. 

Die Heilerziehungspflege nimmt dabei eine Schlüsselrolle ein. Sie verbindet 

pädagogische, pflegerische, rehabilitative und sozialraumorientierte Kompetenzen 

und leistet einen wesentlichen Beitrag zur selbstbestimmten Teilhabe von Menschen 

mit Behinderungen. 

Die Arbeitskammer hat bereits in ihren bisherigen Stellungnahmen zur 

Heilerziehungspflege betont, dass die Attraktivität der Ausbildung gesteigert, 

Zugangswege geöffnet und gleichzeitig das hohe fachliche Niveau des Berufsbildes 

gesichert werden müssen. Vor diesem Hintergrund sind die vorgesehenen 

Änderungen grundsätzlich geeignet, die Ausbildungsstrukturen flexibler zu gestalten 

und den Zugang zur Ausbildung zu erleichtern. 

Gleichzeitig dürfen notwendige Maßnahmen zur Fachkräftesicherung nicht zu einer 

Absenkung der Qualitätsstandards führen. Die hohe Fachlichkeit der 

Heilerziehungspflege muss auch künftig gewährleistet bleiben. 

 

1. Flexibilisierung der Prüfungszulassung 

Die Arbeitskammer begrüßt die vorgesehene Möglichkeit, die zweite Teilprüfung 

bereits nach einer mindestens einjährigen fachpraktischen Ausbildung abzulegen. 

Die bisherige Regelung führte in einzelnen Fällen zu unnötigen Verzögerungen im 

Ausbildungsverlauf. Die Neuregelung schafft mehr Flexibilität und kann dazu 

beitragen, Ausbildungszeiten besser an individuelle Bildungsbiografien anzupassen. 

Insbesondere vor dem Hintergrund des bestehenden Fachkräftemangels erscheint 

es sinnvoll, unnötige Wartezeiten zu vermeiden und den Übergang in die 

Berufstätigkeit zu erleichtern. 
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2. Möglichkeit halbjährlicher Prüfungen 

Ausdrücklich positiv bewertet die Arbeitskammer die vorgesehene Möglichkeit, die 

zweite Teilprüfung künftig jährlich oder halbjährlich durchzuführen. 

Die bisherige Bindung an einen festen Prüfungstermin führte teilweise dazu, dass 

Absolventinnen und Absolventen trotz erfolgreichem Abschluss ihrer 

Ausbildungsabschnitte längere Zeit auf die Prüfung und damit auf den Eintritt in den 

Beruf warten mussten. Die vorgesehene Flexibilisierung stellt einen wichtigen Beitrag 

zur Fachkräftesicherung dar und verbessert zugleich die Attraktivität der Ausbildung. 

 

3. Stärkung praxisintegrierter Ausbildungsformen 

Die Arbeitskammer begrüßt die stärkere Berücksichtigung praxisintegrierter 

Ausbildungsverläufe. Eine enge Verzahnung von Theorie und Praxis erhöht den 

Lernerfolg, stärkt die Berufsidentifikation und verbessert die Bindung der 

Auszubildenden an die Einrichtungen. Gleichzeitig wird den Anforderungen moderner 

beruflicher Bildung Rechnung getragen. 

Die praktische Ausbildung darf jedoch nicht lediglich als organisatorischer Bestandteil 

der Ausbildung verstanden werden. Sie stellt einen zentralen Lernort dar und muss 

qualitativ hochwertig ausgestaltet werden. 

 

4. Führung der Zusatzbezeichnung „Bachelor Professional in 

Sozialwesen“ 

Die Möglichkeit, zusätzlich die Bezeichnung „Bachelor Professional in Sozialwesen“ 

zu führen, wird von der Arbeitskammer positiv bewertet. Die Heilerziehungspflege 

vermittelt Kompetenzen auf dem Niveau 6 des Deutschen Qualifikationsrahmens. Die 

neue Bezeichnung kann dazu beitragen, dieses Qualifikationsniveau sichtbar zu 

machen und die gesellschaftliche Wertschätzung des Berufsbildes zu stärken. 

Zugleich kann sie die Vergleichbarkeit mit anderen beruflichen 

Fortbildungsabschlüssen verbessern und die Attraktivität der Ausbildung erhöhen. 

 



14 
 

5. Anrechnung fachpraktischer Ausbildungszeiten 

Kritisch sieht die Arbeitskammer die vorgesehene Möglichkeit, umfangreiche 

fachpraktische Ausbildungsanteile auf Grundlage bereits erworbener Qualifikationen 

anzurechnen. Grundsätzlich ist die Anerkennung vorhandener Kompetenzen sinnvoll 

und kann unnötige Doppelqualifizierungen vermeiden. Allerdings darf die Anrechnung 

nicht dazu führen, dass zentrale praktische Lernprozesse verkürzt oder verdrängt 

werden. 

Die Heilerziehungspflege ist ein eigenständiger Fachberuf mit einem spezifischen 

Kompetenzprofil. Dieses umfasst insbesondere die professionelle Begleitung von 

Menschen mit Behinderungen, die Förderung von Teilhabe, die Gestaltung 

individueller Assistenzprozesse sowie pflegerische und pädagogische Aufgaben. 

Die Arbeitskammer regt daher an, die Auswirkungen der erweiterten 

Anrechnungsmöglichkeiten auf die Qualität der Ausbildung regelmäßig zu evaluieren 

und gegebenenfalls nachzusteuern. 

 

6. Fehlende Regelungen zur Praxisanleitung 

Die Arbeitskammer vermisst im Verordnungsentwurf konkrete Regelungen zur 

Qualitätssicherung der Praxisanleitung. Mit einer stärkeren Praxisintegration steigen 

die Anforderungen an die Einrichtungen und die anleitenden Fachkräfte. 

Praxisanleitung ist ein wesentlicher Bestandteil beruflicher Bildung und entscheidet 

maßgeblich über den Ausbildungserfolg. 

Aus Sicht der Arbeitskammer sollten daher verbindliche Anforderungen an die 

Qualifikation der Praxisanleiterinnen und Praxisanleiter, ausreichende 

Freistellungszeiten sowie angemessene personelle Ressourcen vorgesehen werden. 
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7. Fachkräftesicherung durch attraktive 

Ausbildungsbedingungen 

Die Arbeitskammer weist erneut darauf hin, dass die langfristige Sicherung von 

Fachkräften nicht allein durch strukturelle Veränderungen der Ausbildung erreicht 

werden kann. 

Die Heilerziehungspflege gehört weiterhin zu den Berufen, in denen die 

Ausbildungsbedingungen gegenüber anderen Gesundheits- und Sozialberufen 

weniger attraktiv ausgestaltet sind. Eine nachhaltige Fachkräftesicherung erfordert 

daher neben flexibleren Ausbildungswegen auch eine Verbesserung der finanziellen 

Rahmenbedingungen sowie attraktive Beschäftigungsbedingungen nach 

Ausbildungsabschluss. Dies hat die Arbeitskammer bereits in früheren 

Stellungnahmen hervorgehoben. 

 

8. Sicherung des Berufsprofils der Heilerziehungspflege 

Die Arbeitskammer hält es für erforderlich, die Eigenständigkeit des Berufsbildes 

weiterhin deutlich herauszustellen. 

Die Heilerziehungspflege darf weder auf pflegerische Tätigkeiten reduziert noch als 

Assistenzberuf verstanden werden. Ihr besonderes Profil liegt in der Verbindung von 

Teilhabeorientierung, pädagogischer Begleitung, Assistenz, Pflege und 

sozialraumbezogener Unterstützung. 

Vor diesem Hintergrund sollte bei zukünftigen Weiterentwicklungen der Ausbildungs- 

und Prüfungsordnung darauf geachtet werden, dass die spezifischen Kompetenzen 

der Heilerziehungspflege weiterhin angemessen berücksichtigt und sichtbar gemacht 

werden. 
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Artikel 8: Änderung der Verordnung – Schul- und 
Prüfungsordnung – über die Ausbildung und Prüfung an 
der Berufsfachschule der Fachrichtung Ganztagsbetreuung  

1. Praxisbezug stärken und fachliche Fundierung absichern 

Die Änderungen in § 50 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über die Ausbildung und 

Prüfung an der Berufsfachschule der Fachrichtung Ganztagsbetreuung betreffen die 

Umbenennung von „fachpraktischen“ zu „berufspraktischen“ Anteilen. Aus 

Arbeitnehmersicht ist es grundsätzlich positiv zu bewerten, wenn bereits in der 

Ausbildung der Grundstein für die Entwicklung praktischer Handlungskompetenzen 

gelegt wird. Zugleich gilt es, weiterhin eine ausreichend fachwissenschaftliche 

Fundierung sicherzustellen – gerade vor dem Hintergrund des bislang geringen 

Etablierungsgrades des Berufsbildes, dem mit Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf 

ganztätige Förderung künftig eine wachsende Bedeutung im Schulalltag zukommen 

wird. Für einen qualitativ hochwertigen Ganztag braucht es gut ausgebildete 

Fachkräfte, die in komplexen Anforderungssituationen Fach- und Handlungswissen 

professionell verknüpfen können. 

 

2. Anerkennungsverfahren entbürokratisieren 

Analog zu den Anmerkungen zu § 80 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 

Fachschulen für Sozialpädagogik gelten diese Kritikpunkte auch für die Einführung 

des § 55a zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen für den Ganztag. 

 

3. Übergangsregelungen verständlich und transparent gestalten  

Die Regelungen in § 66 sehen vor, dass für Schülerinnen und Schüler, die vor dem 

Schuljahr 2026/27 ihre Ausbildung begonnen haben, grundsätzlich die bisherige 

Regelung gilt, sofern nicht aktiv ein Wechsel in die neue Prüfungsordnung beantragt 

wird. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche konkreten Vor- und Nachteile 

sich aus der Entscheidung für oder gegen einen Wechsel ergeben. Ebenso ist zu 
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klären, wie die Betroffenen ausreichend transparent und verständlich über diese 

Auswirkungen informiert werden können, um ihnen eine fundierte Entscheidung zu 

ermöglichen. 

 

III. Änderungen bei den Fachschulen für Technik 

und Betriebswirtschaft 
Die Aufhebung der verpflichtenden Berufserfahrung als Zugangsvoraussetzung für 

die Fachschule für Technik sowie die Akademie für Betriebs- und 

Unternehmensführung wird ambivalent bewertet. 

Einerseits kann die Maßnahme den Zugang erleichtern und die Attraktivität der 

Bildungsgänge erhöhen. Andererseits stellt einschlägige Berufserfahrung eine 

wichtige Grundlage für die erfolgreiche Bewältigung anspruchsvoller 

Weiterbildungsinhalte dar. Sie ermöglicht die Verknüpfung theoretischer Lerninhalte 

mit praktischen Erfahrungen und trägt wesentlich zur Entwicklung beruflicher 

Handlungskompetenz bei. 

Die Änderung führt damit zu einer strukturellen Veränderung des Eingangsprofils, die 

Auswirkungen auf Studienerfolg, Qualifikationsniveau und berufliche 

Anschlussfähigkeit haben kann. 

Vor diesem Hintergrund hält die Arbeitskammer eine begleitende Evaluation der 

Auswirkungen auf Ausbildungsqualität und Beschäftigungsfähigkeit für erforderlich. 

 

Gesamtbewertung 
Insgesamt enthält die Reform einige begrüßenswerte Ansätze, lässt aber auch 

Fragen offen. Positiv hervorzuheben sind eine stärkere Praxisnähe und eine höhere 

Durchlässigkeit sowie mehr Flexibilität zwischen den Ausbildungsgängen. Gleiches 

gilt für deren strukturelle Vereinheitlichung. Auch die klare Trennung zwischen 

Fachschulabschluss und Fachhochschulreife entlastet bereits entsprechend 

qualifizierte Schülerinnen und Schüler von zusätzlichen Prüfungen. Aus der klaren 
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Ausweisung einer Gesamtnote für Absolventinnen und Absolventen der 

Erzieherausbildung ergeben sich verbesserte Chancen im Bewerbungsprozess an 

einer Hochschule.  

Gleichzeitig bleibt kritisch festzuhalten, dass zahlreiche Reformelemente erkennbar 

der Vereinfachung von Verwaltungsvorgängen dienen und weniger auf eine 

qualitative Verbesserung der Ausbildungsbedingungen ausgerichtet sind. Die 

angestrebte Qualitätssteigerung wird zwar betont, zentrale Voraussetzungen hierfür – 

insbesondere ausreichende personelle Kapazitäten, bedarfsgerechte 

Personalschlüssel und Gute Arbeit – werden jedoch kaum ausbuchstabiert. Zudem 

besteht die Gefahr, dass höhere Kompetenzanforderungen ohne entsprechende 

Unterstützungsstrukturen zu stärkeren Belastungen für Auszubildende und 

Beschäftigte führen. Hier fehlen insbesondere konkrete Aussagen zur Umsetzung 

einer umfangreicheren Praxisanleitung. Gleiches gilt für die Unterstützung aus dem 

Ausland angeworbener Fachkräfte.  

Die Arbeitskammer weist zusätzlich darauf hin, dass in der Ausbildung der 

Heilerziehungspflege die Regelungen zu Ausfallzeiten und insbesondere die 

Nichtberücksichtigung von Krankheitszeiten im Rahmen der fachpraktischen 

Ausbildung im Kontext anderer sozialpädagogischer Fachschulausbildungen, 

insbesondere der Erzieherausbildung, zu prüfen sind. Es ist sicherzustellen, dass 

vergleichbare Ausbildungsniveaus auch vergleichbaren Regelungslogiken folgen, 

sofern keine sachlich zwingenden Gründe für eine abweichende Ausgestaltung 

bestehen.  

Aus Sicht der Arbeitskammer kann die Reform nur dann nachhaltig positive 

Wirkungen entfalten, wenn die strukturellen Verbesserungen von ausreichenden 

personellen und finanziellen Ressourcen getragen werden. Vor diesem Hintergrund 

hält die Arbeitskammer es für erforderlich, die Auswirkungen der Reform auf die 

Ausbildungsqualität, die Praxisorganisation in den Einrichtungen sowie die 

Belastungssituation der Auszubildenden und Fachkräfte wissenschaftlich zu 

begleiten und zu evaluieren. Dabei sollte insbesondere geprüft werden, ob die 

angestrebten strukturellen Veränderungen tatsächlich zu einer nachhaltigen 

qualitativen Stärkung der Ausbildung führen oder ob unter den bestehenden 
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Rahmenbedingungen Belastungen für Auszubildende, Lehrkräfte und Einrichtungen 

zunehmen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Thomas Otto 

Hauptgeschäftsführer der Arbeitskammer des Saarlandes 
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